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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Heimatvertriebene 
(34. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 

- Drucksache 3272 - 

und über den von der Fraktion des GB/BHE eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 

- Drucksache 3274 - 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Czaja: 

I. Allgemeines 

Dem Ausschuß ist der Regierungsentwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesvertriebenengesetzes in der Plenar- 
sitzung am 5. April 1957 überwiesen worden. Der 
Ausschuß hat die Beratung dieser Vorlage mit der 
des Initiativantrages der Fraktion des GB/BHE 
— Drucksache 3274 — , der ihm am gleichen Tage 
überwiesen wurde, verbunden und nach sechs — * 
z. T. ganztägigen — Sitzungen abgeschlossen. Er 
legt hiermit als Ergebnis dieser Beratungen eine 
einheitliche Vorlage dem Plenum vor. 

Abgesehen von den Änderungen im Zweiten 
Titel des Dritten Abschnittes handelt es sich über- 
wiegend um eine sogenannte „technische Novelle“. 
Insoweit dient sie der Klärung von Streitfragen, 
die bei der Durchführung des Gesetzes aufgetreten 
sind. In materieller Hinsicht wird eine Reihe aus- 
gesprochener Härten, die für einen zahlenmäßig 
beschränkten Personenkreis aufgetreten sind, be- 
seitigt. Zum Teil ergaben sich die Beschlüsse aus 
den erst während der Ausschußberatungen vorge- 
brachten Anträgen und Anregungen. 

So werden die Härten, die sich aus den Vorschrif- 
ten über den Wohnsitz ergeben, für das BVFG be- 
seitigt und durch präzisere Fassung Zweifel, die 
bei der Auslegung des Vertriebenenbegriffes und 
ihrer Auswirkung auf andere Gesetze in der Pra- 
xis auf ge treten sind, ausgeräiumt. 

Ebenso wird der Status der Abkömmlinge von 
Vertriebenen klarer Umrissen. 


Die uneinheitliche Praxis bei der Auslegung des 
Begriffs „besondere Zwangslage“ — soweit sie 
durch seelische Bedrängnis und Gewissenskon- 
flikte hervorgerufen wird — soll durch Verdeut- 
lichung des gesetzgeberischen Willens behoben 
werden und die Bestimmung über die „politisch 
Verfolgten“ dem Wortlaut des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes angeglichen werden. 

Die Freistellung vom Stichtag bei der Familien- 
zusammenführung hilfsbedürftiger Kinder zu 
ihren Eltern und volljähriger Kinder zu ihren hilfs- 
bedürftigen Eltern schien dem Ausschuß unauf- 
schiebbar, die Beseitigung des Stichtages im allge- 
meinen jedoch im Rahmen einer technischen No- 
velle unmöglich, da hierfür eine Reihe von Aus- 
schüssen zu beteiligen gewesen wäre und für die 
finanziellen Auswirkungen auf eine Reihe von Ge- 
setzen die Deckungsfrage hätte erörtert werden 
müssen. Das erschien angesichts der Kürze der für 
die Beratung zur Verfügung stehenden Zeit und 
der Dringlichkeit der Verabschiedung des Zweiten 
Titels im Dritten Abschnitt unmöglich. 

Weiterhin ergab sich das Bedürfnis, die Bestim- 
mungen über den Ausschluß der Inanspruchnahme 
von Rechten und Vergünstigungen des BVFG zu 
präzisieren und die Verbindlichkeit der Entschei- 
dungen der Flüchtlingsbehörden über den Flücht- 
lingsausweis gegenüber den sogenannten Betreu- 
ungsbehörden eindeutig zu regeln. 

Die Durchführung der im Dritten Abschnitt 
unter dem Zweiten Titel des BVFG vorgesehenen 
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Maßnahmen zur Eingliederung der Vertriebenen 
und Flüchtlinge in die Landwirtschaft hat gezeigt, 
daß der damit beschrittene Weg sich bewährt hat 
und grundsätzliche Änderungen der einschlägigen 
Vorschriften — abgesehen von Vereinfachungen 
des Verfahrens — nicht erforderlich erscheinen. 
Bei der großen Zahl der heute noch eingliederungs- 
willigen Vertriebenen und Flüchtlinge und bei dem 
anhaltenden Zustrom weiterer Flüchtlinge und 
Aussiedler erscheint es unumgänglich notwendig, 
die Fortsetzung der Eingliederungsmaßnahmen auf 
dem landwirtschaftlichen Sektor sicherzustellen. 

Die Bundesregierung hatte dies vorläufig für das 
Jahr 1958 vorgeschlagen. Der Ausschuß hat sich 
den Vorschlägen des Bundesrates angeschlossen, 
diese Maßnahmen bis zur gesamten Neuregelung der 
Finanzierung der landwirtschaftlichen Siedlung 
vorzusehen. Um den nahtlosen Anschluß der der- 
zeitigen Maßnahmen an weitere Siedlungspro- 
gramme zu gewährleisten, ist die Verabschiedung 
dieser Novelle noch in der laufenden Legislatur- 
periode zwingend geboten. 

Nicht zuletzt schien es geboten, einzelne Vor- 
schriften des BVFG der inzwischen geänderten 
Lastenausgleichsgesetzgebung anzugleichen und ge- 
wisse verfahrensrechtliche Schwierigkeiten auszu- 
räumen. 

Trotz der Kürze der für die Beratung zur Ver- 
fügung stehenden Zeit hat der Ausschuß im Zu- 
sammenwirken mit den beteiligten Stellen auch 
alle jene Vorschläge und Anregungen, die wäh- 
rend der Beratungen auftauchten, eingehend ge- 
prüft. Die meisten Beschlüsse wurden einstimmig 
gefaßt. 


II. Im einzelnen 

Zu ARTIKEL I 

Zu Nr. 1 (§ 1 BVFG) 

Buchstabe a 

Aus Gründen der Systematik und zur Klarstel- 
lung folgte der Ausschuß dem Vorschlag des Bun- 
desrates, den bisherigen Satz 3 des Absatzes 1 zu 
streichen und einen neuen, ihm inhaltlich ent- 
sprechenden Absatz 4 anzufügen. 

Zur Klarstellung, daß bei mehrfachem Wohnsitz 
nicht immer der gesetzliche Wohnsitz des Betrof- 
fenen (z. B. bei Berufssoldaten) oder etwa der Ort 
des Arbeitsplatzes als der für die persönlichen Ver- 
hältnisse bestimmende Wohnsitz gilt, wird ein 
neuer Satz 3 an Absatz 1 angefügt. Dem Antrag 
der Fraktion des GB/BHE zu Artikel 1 Nr. 1 auf 
Drucksache 3274 wurde damit teilweise Rechnung 
getragen. 

Buchstabe b 

Die Änderung der Eingangsworte von Absatz 2 
dient der Behebung von Zweifeln über die Aus- 


wirkungen des Bundesvertrieben engesetzes auf 
andere Gesetze, die Neufassung der Nr. 1 und 3 
der Angleichung an das Bundesgesetz zur Entschä- 
digung für Opfer der nationalsozialistischen Ver- 
folgung in der Fassung vom 29. Juni 1956 (BGBl. I 
S. 562) und an das Lastenausgleichsgesetz in der 
jetzt geltenden Fassung. Die neu eingefügten 
Nr. 5 und 6 sollen Härten, die sich aus der Anwen- 
dung der §§ 9 bis 11 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs ergeben, für Ehefrauen — und deren Kin- 
der — , die einen Mann aus den ehemaligen vier 
Besatzungszonen Deutschlands geheiratet, jedoch 
auch nach der Eheschließung im Vertreibungs- 
gebiet ihren ständigen Aufenthalt beibehalten 
hatten, ausschließen. 

Buchstabe c 

Diese Änderung ergibt sich aus der Einfügung 
der Nr. 5 in Absatz 2. 

Buchstabe d 

Vergleiche oben zu Buchstabe a Absatz 1. 

Zu Nr. 2 (§ 2 BVFG) 

Buchstabe a 

Die Einfügung dient der Klarstellung sowie der 
Angleichung an das Lastenausgleichsgesetz und 
das Feststellungsgesetz. 

Buchstabe b 

Der Ausschuß schloß sich einstimmig dem Regie- 
rungsentwurf an, wonach alle Abkömmlinge eines 
heimatvertriebenen Elternteils als Heimatvertrie- 
bene gelten sollen. 

Zu Nr. 3 (§ 3 BVFG) 

Buchstabe a 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, zur Behebung 
von Zweifeln und Widersprüchen in der Auslegung 
des Begriffs „besondere Zwangslage“ den Willen 
des Gesetzgebers bei Erlaß des Bundesvertriebenen- 
gesetzes durch die Einfügung des Satzes 3 zu ver- 
deutlichen. 

Buchstabe b 

Die Änderungen sind eine Folge der Beschlüsse 
zu Nr. 1 (§ 1 Abs. 1, 2 und 4). 

Zu Nr. 4 (§ 4 BVFG) 

Die Änderungen sind eine Folge der Beschlüsse 
zu Nr. 1 (§ 1 Abs. 1, 2 und 4). Außerdem soll es 
ermöglicht werden, auch die durch nationalsoziali- 
stische Gewaltmaßnahmen verfolgten Personen 
(§ 1 Abs. 2 Nr. 1), die an ihren ehemaligen Wohh- 
sitz in der sowjetisch besetzten Zone oder im 
sowjetisch besetzten Sektor Berlins nicht zurück- 
kehren konnten, ohne sich offensichtlich einer von 
ihnen nicht zu vertretenden und unmittelbaren 
Gefahr für Leib und Leben oder die persönliche 
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Freiheit auszusetzen, den Sowjetzonenflüchtlingen 
(§ 3) gleichzustellen. 

Zu Nr. 5 (§ 10 BVFG) 

Buchstabe a 

Die Änderungen in Absatz 2 Nr. 2, 3 und teil- 
weise in Nr. 4 sind redaktioneller Art und dienen 
der Angleichung an das Lastenausgleichsgesetz. 

Der Ausschuß war ferner einstimmig der Auf- 
fassung, daß die Vorschrift des § 10 Abs. 2 Nr. 4 
auch auf volljährige hilfsbedürftige Kinder, die 
mit ihren Eltern zusammengeführt werden, sowie 
auf volljährige Kinder, die zu ihren hilfsbedürf- 
tigen Eltern ziehen (§ 94 Abs. 2 Nr. 4 in der vom 
Ausschuß beschlossenen Fassung) angewendet wer- 
den soil. 

Die Änderung von Nr. 6 soll die Ausnahme vom 
Stichtag bei Zuzug aus dem Ausland zeitlich be- 
grenzen, nachdem die bis 1953 bestehenden er- 
heblichen Schwierigkeiten hinsichtlich der Ein- 
reise- und Aufenthaltserlaubnis im wesentlichen 
weggefallen sind; für eine Übergangszeit soll jedoch 
zur Vermeidung von Härten bei Personen, die 
einen Einbürgerungsantrag gemäß § 9 des Ersten 
StaRegG bereits gestellt haben, die Inanspruch- 
nahme von Rechten und Vergünstigungen noch zu- 
lässig sein, sofern sie unverzüglich nach der Ein- 
bürgerung ihren ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
genommen haben (vgl. Artikel II Abs. 3 dieses Ge- 
setzes). Unberührt bleiben die Fälle des neuen Ab- 
satzes 4 (siehe auch Buchstabe b). 

Buchstabe b 

In Angleichung an das Lastenausgleichsgesetz 
sollen Härten gegenüber Vertriebenen, die trotz 
rechtzeitiger Bemühungen um Aufnahme in das 
Bundesgebiet an der fristgemäßen Aufenthalt- 
nahme gehindert waren, beseitigt werden. Der 
Ausschuß war der übereinstimmenden Auffassung, 
daß bei Auslegung der Begriffe „nachweislich“ 
und „unverzüglich“ großzügig verfahren werden 
solle. 

Der Antrag der Fraktion des GB/BHE unter 
Nr. 2 auf Drucksache 3274, den § 10 zu streichen, 
wurde vom Ausschuß gegen eine Stimme abge- 
lehnt, da nach Auffassung der Mehrheit eine 
Streichung erhebliche Auswirkungen auf zahlreiche 
andere Gesetze, die einen Stichtag enthalten, nach 
sich ziehen würde und in ihren politischen und 
finanziellen Auswirkungen derzeit ohne Deckungs- 
vorschläge für die weiteren Leistungen aus diesen 
Gesetzen und ohne eingehende Mitberatung ande- 
rer Ausschüsse nicht zu verantworten ist. 

Zu Nr. 6 (§ 11 BVFG) 

Die Ergänzung soll auch Personen von der Be- 
treuung ausschließen, die schon während der Ver- 
treibungsvorgänge in ihren Heimatgebieten gegen 


dlie Grundsätze der Rechts Staatlichkeit oder 
Menschlichkeit verstoßen haben. 


Zu Nr. 7 (§ 12 BVFG) 

Vertriebene, die nach der Vertreibung eine 
fremde Staatsangehörigkeit erworben haben, ohne 
ihre Rechtsstellung als Deutsche im Sinne des Ar- 
tikels 116 GG zu verlieren, sollen im Genuß der 
Rechte und Vergünstigungen dieses Gesetzes ver- 
bleiben. 

Zu Nr. 8 (§ 13 BVFG) 

Buchstabe a 

Die Ergänzung des Absatzes 1 soll klarstellen, 
auf welche Vorschriften sich der Vertriebene und 
Sowjetzonenflüchtling auch nach Beendigung der 
Inanspruchnahme von Rechten und Vergünstigun- 
gen nach diesem Gesetz noch berufen kann. 

Buchstabe b 

Die geänderte Fassung des Absatzes 3 bezweckt 
die Anhörung eines Ausschusses auf Antrag des 
Betroffenen, wenn die Gewährung der Rechte und 
Vergünstigungen nach diesem Gesetz beendigt 
werden soll. Ansonsten hat sie im wesentlichen 
redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nr. 9 (§ 15 BVFG) 

Buchstabe a 

Das zu streichende Wort ist überflüssig, da die 
Heimatvertriebenen unter den Begriff der Ver- 
triebenen fallen. 

Buchstabe b 

Die Vorschrift soll der Vereinheitlichung der 
Verwaltungspraxis dienen. 

Buchstabe c 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die Ent- 
scheidungen der Flüchtlingsbehörden über die 
Ausweiserteilung für die sogenannten Betreuungs- 
behörden im positiven wie im negativen Sinne 
bindend sein sollen. Er hat einstimmig den Vor- 
schlägen der Bundesregierung und des Bundes- 
rates zugestimmt, daß nur die Landesflüchtlings- 
verwaltungen oder die von ihnen bestimmten Lan- 
desbehörden die Rechtsunwirksamkeit der von 
ihnen ausgestellten Ausweise, die zum Nachweis 
der Vertriebenen-(Flüchtlings-)eigenschaft gegen- 
über den verschiedenen Betreuungsbehörden die- 
nen, aussprechen können. Er war einmütig der 
Auffassung, daß die Betreuungsbehörden einen 
Antrag auf Einziehung oder Ungültigkeitserklä- 
rung des Ausweises nur bei Vorliegen schwerwie- 
gender Gründe stellen sollten. Entscheidungen der 
Verwaltungsgerichte bleiben selbstverständlich 
Vorbehalten. 
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Zu Nr. 10 (§ 16 BVFG) 

Buchstabe a 

Die Ergänzung der Überschrift hat nur redak- 
tionelle Bedeutung. 

Buchstabe b 

Die Änderung des Absatzes 1 entspricht einem 
zwingenden Bedürfnis der Praxis und ersetzt Ver- 
einbarungen zwischen den Landesflüchtlingsver- 
waltungen durch bundes gesetzliche Regelung. 

Buchstabe c 

Der neu angefügte Absatz 3 regelt das Ver- 
fahren bei der Beweiserhebung und den Umfang 
der Amtshilfe, die hierfür in Anspruch genommen 
werden darf. Hierbei ist es nicht etwa Sache der 
ersuchten Gerichte, die Voraussetzungen für die 
Ausweiserteilung und die Betreuungsberechtigung 
festzustellen. Der Ausschuß ist einstimmig der Re- 
gierungsvorlage gefolgt, wonach das ersuchte Ge- 
richt nur über die Rechtmäßigkeit der Verweige- 
rung des Zeugnisses, des Gutachtens oder der 
Eidesleistung entscheiden soll. Der Ausschuß ist 
weiterhin einstimmig dem Vorschlag des Bundes- 
rates — unter Erweiterung der Motive — dahin 
gefolgt, daß die eidliche Vernehmung des Antrag- 
stellers sowie die Abgabe eidesstattlicher Versiche- 
rungen im Verwaltungsverfahren nicht ausge- 
schlossen werden soll, weil diese das manchmal 
einzige Beweismittel für den Antragsteller sein 
werden. 

Zu Nr. 11 (§ 17 BVEG) 

Die Änderung ergibt sich aus der Änderung von 
§ 15. 

Zu Nr. 12 (§ 18 BVFG) 

Durch die Änderung soll sichlergestellt werden, 
daß eine bloße Änderung der Rechtsauffassung 
oder eine andere Tatsachen Würdigung nicht zu 
einer Einziehung des Ausweises führen dürfen, da 
andernfalls für den unter dieses Gesetz fallenden 
Personenkreis eine erhebliche Rechtsunsicherheit 
eintreten würde. 

Zu Nr. 13 {§ 20 BVFG) 

Die Änderung ergibt sich aus der Änderung von 
§ 15. 

Zu Nr. 14 (§ 23 BVFG) 

Buchstabe a 

Die Erhöhung der Zahl der Vertreter von Ver- 
triebenen- und Flüchtlingsorganisationen soll eine 
bessere Berücksichtigung der Organisationen der 
Sowj etzonenf lüchtlinge (Landwirtschaft, übrige 
Wirtschaftszweige) ermöglichen. Eine stärkere Er- 
weiterung des Beirates wurde mit Stimmenmehr- 
heit abgelehnt. Die übrigen Änderungen dienen 
der Klarstellung. 


Buchstabe b 

Der Ausschuß billigte die Berufung von Stell- 
vertretern im Anschluß an den Vorschlag des Bun- 
desrates. 

Zu Nr. 15 (§ 24 BVFG) 

Die Änderung ergibt sich aus der Einfügung 
des neuen Absatzes 2 in § 23 (vgl. zu Nr. 14 Buch- 
stabe b). 

Zu Nr. 16 {§ 36 BVFG) 

Buchstabe a 

Die Wertgrenze für die zu veräußernden oder zu 
verpachtenden Betriebe soll nach einstimmigem 
Beschluß des Ausschusses der Regierungsvorlage 
entsprechend gestrichen werden. Ein Vorschlag in 
Drucksache 3274 wurde zugunsten des weiterge- 
henden Regierungsentwurfs zurückgezogen. Von 
den durch Verwandtschaft bedingten Einschrän- 
kungen sollen eingegliederte Vertriebene und 
Sowjetzonenflüchtlinge als Veräußerer oder Ver- 
pächter ausgenommen werden. Die Ergänzung hat 
nur Bedeutung für die Gewährung von Finanzie- 
rung^hilfen; die Weitergewährung von Vergünsti- 
gungen ist durch andere Vorschriften gewährleistet 
(§ 52 Abs. 3, § 53 Abs. 1 Satz 1, § 54 Satz 4, § 55 
Abs. 1 Satz 3). 

Buchstabe b 

Der Abschluß von Pachtverträgen zwischen Ehe- 
gatten muß als ungewöhnlich bezeichnet werden 
und kann in der Landwirtschaft zur Begründung 
von Schein existenzen führen, die lediglich dazu 
bestimmt sind, die Vergünstigungen für den Be- 
trieb zu erlangen; darum schlägt der Ausschuß die 
Einführung von Nr. 4 vor. 

Zu Nr. 17 (§ 41 BVFG) 

Der Ausschuß schloß sich einstimmig dem Vor- 
schlag des Bundesrates auf Streichung des Regel- 
höchstbetrages an, um die Vorschriften dieses Ge- 
setzes den Bestimmungen des Siedlungsförderungs- 
gesetzes vom 19. Mai 1953 (BGBl. I S. 224), anzu- 
gleichen, der Preise ituation Rechnung zu tragen 
und ein langwieriges Ausnahmeverfahren zu ver- 
meiden. 

Zu Nr. 18 (§ 42 BVFG) 

Buchstaben a und b 

Die Änderungen sind eine Folge der Änderungen 
in § 41. 

Zu Nr. 19 (§ 44 BVFG) 

Buchstabe a 

Folge aus den Änderungen der §§ 36 und 41. 
Buchstabe b 

Die Änderung ergab sich aus der gesetzlichen 
Neuregelung des ehelichen Güterrechts. Nach der 
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Auffassung des Bundesjustizministeriums wider- 
spricht die bevorzugte Berücksichtigung des Man- 
nes dem Artikel 3 des Grundgesetzes, weshalb der 
Ausschuß sich entschloß, eine gleiche gesetzliche 
Behandlung des einheiratenden Ehemannes und 
der einheiratenden Ehefrau vorzuschlagen. Doch 
bleibt Bedingung, daß in jedem Falle eine selbstän- 
dige Existenz für den Vertriebenen oder Sowjet- 
zonenflüchtling geschaffen wird. Im allgemeinen 
aber wird die Ehefrau nach Veranlagung und Her- 
kommen in bäuerlichen Kreisen nur selten zur 
selbständigen Führung eines bäuerlichen Betriebes 
bestimmt sein. Um eine ungerechtfertigte Auswei- 
tung der Vergünstigungen bei Einheirat zu ver- 
meiden, wird nur die Entstehung des Gesamthand- 
eigentums und die Begründung des Gesamthand- 
eigentums und des Miteigentums zugunsten der 
Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge einbe- 
zogen. 

Buchstabe c 

Die Änderung ist eine Folge der Änderungen in 
§§ 42 und 47. 

Zu Nr. 20 (§ 46 BVFG) 

Buchstaben a und b 

Um eine kontinuierliche Fortsetzung der Ein- 
gliederung von Vertriebenen und Sowjetzonen- 
flüehtlingen in die Landwirtschaft, eine langfristige 
Planung und einen nahtlosen Anschluß der jewei- 
ligen Siedlungsprogramme sicherzustellen, hat der 
Ausschuß sich dem Vorschlag des Bundesrates, die 
Höhe der Bundesmittel bis zu einer anderweitigen 
bundesgesetzlichen Regelung vorzusehen, im Grund- 
satz angeschlossen. Dieser Beschluß steht nicht in 
sachlichem Widerspruch zur Stellungnahme der 
Bundesregierung, vorerst die Mittel nur bis 1958 
vorzusehen, da die vorliegende Fassung den Ge- 
setzgeber und die zur Gesetzesinitiative Zugelasse- 
nen veranlassen kann, eine endgültige gesetzliche 
Regelung rechtzeitig einzuleiten. Schon bisher war 
der Bundeshaushalt verpflichtet, die unter § 46 
Abs. 1 Nr. 2 (neue Fassung) angeführten 100 Mil- 
lionen DM im Wege der Vorfinanzierung zur Ver- 
fügung zu stellen. Der Weg der Vorfinanzierung 
hat sich als wenig zweckmäßig erwiesen, weshalb 
der Ausschuß vorschlägt, diese Mittel zur Förde- 
rung der in den §§ 42, 44 und 45 festgelegten 
Zwecke unmittelbar ohne Zwischenschaltung des 
Lastenausgleichsfonds nach den haushaltsrecht- 
lichen Bestimmungen des Bundes zu vergeben. Die 
Bundesmittel sollen von den Ländern treuhände- 
risch wie bisher und wie es der Vereinfachung der 
Siedlungsfinanzierung entspricht, verwaltet wer- 
den und dem Zweckvermögen bei der Deutschen 
Siedlungsbank — ebenso wie die nach dem Sied- 
lungsförderungsgesetz bereitgestellten Bundesmit- 
tel — zufließen. Die übrigen etwaigen Finanzie- 
rungsverpflichtungen, wie Bearbeitungs- und Ver- 
mittlungsgebühren, die bei der Neufassung nicht 
besonders aufgeführt sind, fallen unter die Vor- 


schrift von § 46 Abs. 1 Satz 1. Der Erlaß der Richt- 
linien zur Verwaltung des Zweckvermögens wird 
durch § 67 geregelt. Der Antrag zu Nr. 8 auf 
Drucksache 3274 wurde zurückgezogen. 

Zu Nr. 21 (§ 47 BVFG) 

Buchstaben a und b 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die bis- 
herige Versagung der Vergünstigungen für die 
Entstehung des Gesamthandeigentums (Güter- 
gemeinschaft) und die Begründung des Miteigen- 
tums nicht weiter auf recht erhalten werden kann, 
wogegen die Begünstigung der Pacht zwischen 
Ehegatten ausgeschlossen werden mußte (vgl. § 36 
Nr. 4). 

Um jedoch eine unangemessene Ausweitung der 
Vergünstigungen auf dem Gebiete des Steuer- und 
Abgabenrechts zu verhindern, wurde für einen 
Teil der Maßnahmen vorgesehen, daß die Vergün- 
stigungen nur insoweit gewährt werden, als sie 
auf einen Einheitswert bis zu 80 000 DM entfallen. 

Wegen der Änderungen in § 44 war es notwen- 
dig, hier durch einen Absatz 2 den Umfang der 
Vergünstigungen bei der Begründung des Gesamt- 
handeigentums und der Übertragung des Miteigen- 
tums festzulegen. 

Durch die Streichung des bisherigen Absatzes 4 
soll auch hier ein nahtloser Anschluß an eine künf- 
tige bundesgesetzliche Regelung sichergestellt 
werden. 

Zu Nr. 22 (§ 48 BVFG) 

Die Änderung dient der Behebung von Zwei- 
feln, ob die Vergünstigungen auch an die Ehefrau 
oder die Erben eines verstorbenen, bereits einge- 
gliederten Vertriebenen oder Sowjetzonenflücht- 
lings, die den Betrieb weiterführen, weiterhin zu 
gewähren sind. 

Zu Nr. 23 (§ 49 BVFG) 

Die Änderung ist durch die Änderung des § 47 
bedingt. 

Zu Nr. 24 (§ 50 BVFG) 

Die Änderungen sind wegen der Änderungen in 
§ 44 notwendig. 

Zu Nr. 25 (§ 51 BVFG) 

Die Ergänzung ist durch die Änderungen der 
§§44 und 47 bedingt. 

Zu Nr. 26 (§ 52 BVFG) 

Die Streichung des letzten Halbsatzes in Absatz 3 
ist durch die Änderung des § 47 notwendig ge- 
worden. 

Zu Nr. 27 (§ 54 BVFG) 

Die Änderungen sind notwendig infolge der 
Änderungen der §§ 44 und 47. 
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Zu Nr. 28 (§ 67 BVFG) 

Die Änderungen sind notwendig infolge der 
Änderung des § 46. 

Zu Nr. 29 (§ 69 BVFG) 

Buchstaben a bis e 

Die Zulassung oder Erlaubnis für die Ausübung 
eines Berufes oder Gewerbes obliegt größtenteils 
den Verwaltungsbehörden der Länder. Der Aus- 
schuß ist mit einer kleinen redaktionellen Ände- 
rung dem Vorschlag des Bundesrates auf textliche 
Verbesserungen der Vorschriften und einige Klar- 
stellungen gefolgt. 

Zu Nr. 30 (§ 70 BVFG) 

Die Änderung des Absatzes 1 soll Ungleichhei- 
ten, die sich für den gleichen zu begünstigenden 
Personenkreis ergaben, in einigen wenigen noch 
übriggebliebenen Fällen beseitigen und folgt im 
übrigen der Stellungnahme des Bundesrates zum 
Regierungsentwurf betr. Personen, denen die Teil- 
nahme an der Kassenpraxis gestattet war. 

Bei der Änderung des Absatzes 3 folgte der Aus- 
schuß dem Regierungsentwurf und dem redak- 
tionellen Abänderungsvorschlag des Bundesrates, 
um die Einbeziehung von Alt- und Neukassen- 
ärzten in die Umsiedlung zu gewährleisten. Um 
eine Benachteiligung einheimischer Ärzte zu ver- 
meiden, wurde eine dem Absatz 5 Satz 1 (neue 
Fassung) entsprechende Einschränkung vorgenom- 
men. 

Die Änderung des Absatzes 5 dient der Klar- 
stellung und folgt der entsprechenden Änderung 
des § 69. 

Zu Nr. 31 (§ 72 BVFG) 

Die Änderung soll sicherstellen, daß die Beteili- 
gung an dem zu begünstigenden Unternehmen 
auch die berufliche Betätigung des Vertriebenen 
oder Sowjetzonenflüchtlings umfassen muß. 

Der Ausschuß gab überdies seiner einstimmigen 
Auffassung dahingehend Ausdruck, daß ohne Ände- 
rung des Wortlautes von § 72 Abs. 2 die Umschul- 
dung bzw. Zinsverbilligung von ERP-Krediten und 
kurzfristigen Soforthilfedarlehen für die landwirt- 
schaftliche Siedlung (insbesondere solche, die in 
der ehemaligen französischen Zone gewährt wur- 
den) möglich ist und unverzüglich verwirklicht 
werden sollte. 

Zu Nr. 32 (§ 73 BVFG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Verbes- 
serung. 

Zu Nr. 33 (§ 74 BVFG) 

Buchstabe a 

Die Änderung soll sicherstellen, daß nicht nur 
an Vergaben zur Deckung des Eigenbedarfs, son- 


dern an alle Vergaben von Aufträgen durch die 
öffentliche Hand gedacht ist. 

Buchstabe b 

Die Änderung entspricht der Neufassung des 
§ 72 (vgl. Nr. 31). 

Buchstabe c 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß Härten, 
die sich in der Praxis bei der Vergabe von Auf- 
trägen durch die Träger der sozialen Krankenver- 
sicherung an Optiker, Orthopäden und Bandagi- 
sten aus dem Kreise der Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlinge ergeben haben, beseitigt werden 
sollen. 

Zu Nr. 34 (§ 75 BVFG) 

Buchstabe a 

Die Änderung entspricht der Neufassung der 
§§ 72 und 74 (vgl. Nr. 31 und Nr. 33 Buchstabe b). 

Buchstaben b und c 

Die Änderungen dienen der Beseitigung von 
Härten. 

Zu Nr. 35 (§ 79 BVFG) 

Die Änderung entspricht der Neufassung der 
§§ 72, 74 und 75 (vgl. Nr. 31, Nr. 33 Buchstabe b 
und Nr. 34 Buchstabe a). 

Zu Nr. 36 (§ 80 BVFG) 

Die Änderung ist durch den Erlaß des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes veranlaßt. 

Zu Nr. 37 (§ 82 BVFG) 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß billiger- 
weise auch diejenigen Vertriebenen die Vergün- 
stigungen der Schuldenregelung nach den §§ 82 ff. 
in Anspruch nehmen dürfen, die sonst infolge der 
Bestimmung des § 10 von der Inanspruchnahme 
von Rechten und Vergünstigungen ausgeschlossen 
sind. 

Zu Nr. 38 (§ 88 BVFG) 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

Zu Nr. 39 (§ 93 BVFG) 

Buchstabe a 

Nicht nur als Ersatz für notwendige, sondern 
auch für zum Nachweis der Befähigung zweckdien- 
liche verlorene Urkunden sollen Bescheinigungen 
ausgestellt werden. 

Buchstabe b 

Textliche Vereinfachung und Klarstellung. 
Buchstabe c 

entspricht dem Bedürfnis der Verwaltungspraxis. 
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Zu Nr. 40 (§ 94 BVFG) 

Buchstaben a und b 

Die Änderung von Nr. 3 dient der Klarstellung 
und Angleichung an § 230 Abs. 2 Nr. 3 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes. Die Änderung von Nr. 4 soll 
unvertretbare Härten beseitigen, da weder hilfs- 
bedürftigen volljährigen Kindern die Familien- 
zusammenführung zu ihren Eltern, noch volljäh- 
rigen Kindern die Zusammenführung zu ihren 
hilfsbedürftigen Eltern verweigert werden kann. 

Buchstabe c 

Die Ergänzungen dienen zur Beseitigung von 
Härten und zur Erhaltung der Zusammengehörig- 
keit der Großfamilie. 

Zu Nr. 41 (§ 96 BVFG) 

Das Kulturgut der Vertreibungsgebiete soll auch 
im Bewußtsein des Auslandes gepflegt, die Kultur- 
leistungen der Vertriebenen und Flüchtlinge sollen 
in ihrer Eigenart weiter entwickelt, auch Museen, 
Einrichtungen des Kunstschaffens und der Ausbil- 
dung aus den Vertreibungsgebieten sichergestellt 
und gefördert werden. Insofern erfolgt eine Klar- 
stellung der bisherigen Vorschriften. 

Zu Nr. 42 (§ 100 BVFG) 

Die Änderungen ergeben sich aus der neuen 
Fassung des § 1. 


Zu Nr. 44 (§ 104 BVFG) 

Die Änderung ergibt sich aus der Anfügung des 
neuen Absatzes 5 in § 15 (vgl. zu Nr. 9 Buch- 
stabe c). 

Zu Nr. 45 (§ 105 BVFG) 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

Zu ARTIKEL II 

Die Übergangsvorschrift ist wegen der Ände- 
rung von § 70, wegen der Eingliederung des Saar- 
landes sowie mit Rücksicht auf die Änderung des 
§ 10 Abs. 2 Nr. 6 notwendig (vgl. auch zu Nr. 5 
Buchstabe a am Ende). 

Zu ARTIKEL III 

Die Bekanntmachung des Gesetzes in der neuen 
Fassung erscheint zweckmäßig. 

Zu ARTIKEL IV 

Die übliche Berlin-Klausel und die negative 
Saar-Klausel tragen der Rechtsentwicklung Rech- 
nung. 

Zu ARTIKEL V 

Die Vorschrift entspricht der allgemeinen Übung. 
Bonn, den 24. Juni 1957 


Zu Nr. 43 (§ 101 BVFG) 

Die Änderung ergibt sich aus der Klarstellung Dr. Czaja 

in § 3 Abs. 1. Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 3272, 3274 — 
in der anliegenden Fassung mit der Überschrift 
„Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 
(2. ÄndG BVFG)“ anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Ein- 
gaben für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 24. Juni 1957 

Der Ausschuß für Heimatvertriebene 
Kuntscher Dr. Czaja 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 3 4. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 

(2. ÄndG BVFG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Bundesvertriebenengesetz vom 19. Mai 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201) in der Fas- 
sung des Ersten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 
vom 3. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 231) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird Satz 3 durch folgen- 
den Satz ersetzt: 

„Als bestimmender Wohnsitz im Sinne 
von Satz 2 ist insbesondere der Wohn- 
sitz anzusehen, an welchem die Fami- 
lienangehörigen gewohnt haben.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vertriebener ist auch, wer als 
deutscher Staatsangehöriger oder deut- 
scher Volkszugehöriger 

1. nach dem 30. Januar 1933 die in 
Absatz 1 genannten Gebiete verlas- 
sen und seinen Wohnsitz außerhalb 
des Deutschen Reiches genommen 
hat, weil aus Gründen politischer 
Gegnerschaft gegen den National- 
sozialismus oder aus Gründen der 
Rasse, des Glaubens oder der Welt- 
anschauung nationalsozialistische 
Gewaltmaßnahmen gegen ihn ver- 
übt worden sind oder ihm drohten, 

2. auf Grund der während des zwei- 
ten Weltkrieges geschlossenen zwi- 


schenstaatlichen Verträge aus außer- 
deutschen Gebieten oder während 
des gleichen Zeitraumes auf Grund 
von Maßnahmen deutscher Dienst- 
stellen aus den von der deutschen 
Wehrmacht besetzten Gebieten um- 
gesiedelt worden ist (Umsiedler), 

3. nach Abschluß der allgemeinen Ver- 
treibungsmaßnahmen die zur Zeit 
unter fremder Verwaltung stehen- 
den deutschen Ostgebiete, Danzig, 
Estland, Lettland, Litauen, die 
Sowjetunion, Polen, die Tschecho- 
slowakei, Ungarn, Rumänien, Bul- 
garien, Jugoslawien, Albanien oder 
China verlassen hat oder verläßt, es 
sei denn, daß er erst nach dem 8. Mai 
1945 einen Wohnsitz in diesen Ge- 
bieten begründet hat (Aussiedler), 

4. ohne einen Wohnsitz gehabt zu 
haben, sein Gewerbe oder seinen 
Beruf ständig in den in Absatz 1 
genannten Gebieten ausgeübt hat 
und diese Tätigkeit infolge Vertrei- 
bung aufgeben mußte, 

5. seinen Wohnsitz in den in Absatz 1 
genannten Gebieten gemäß § 10 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs durch 
Eheschließung verloren, aber seinen 
ständigen Aufenthalt dort beibehal- 
ten hatte und diesen infolge Ver- 
treibung aufgeben mußte, 

6. in den in Absatz 1 genannten Ge- 
bieten als Kind einer unter Num- 
mer 5 fallenden Ehefrau gemäß 
§ 11 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
keinen Wohnsitz, aber einen stän- 
digen Aufenthalt hatte und diesen 
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infolge Vertreibung aufgeben 
mußte.“ 

c) In Absatz 3 werden hinter dem Wort 
„Wohnsitz“ die Worte eingefügt 
„oder in den Fällen des Absatzes 2 
Nr. 5 als Ehegatte eines deutschen 
Staatsangehörigen oder deutschen 
Volkszugehörigen den ständigen Auf- 
enthalt“. 

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Wer infolge von Kriegsein- 
wirkungen Aufenthalt in den in Ab- 
satz 1 genannten Gebieten genommen 
hat, ist jedoch nur dann Vertriebener, 
wenn aus den Umständen hervorgeht, 
daß er sich auch nach dem Kriege in 
diesen Gebieten ständig niederlassen 
wollte.“ 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 zweiter Fialbsatz werden 
hinter den Worten „Gesamtheit der“ 
die Worte eingefügt „in § 1 Abs. 1 ge- 
nannten“. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „nach 
dem 31. Dezember 1937 geborener“ 
gestrichen. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 3 ein- 
gefügt: 

„Eine besondere Zwangslage ist auch 
bei einem schweren Gewissenskonflikt 
gegeben.“ 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 1 Abs. 1 Satz 2 und 3, 
Abs. 2 Nr. 4 bis 6, Abs. 3 und Abs. 4 
ist sinngemäß anzuwenden.“ 

4. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) § 1 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 

Nr. 1, 4 bis 6, Abs. 3 und Abs. 4 ist sinn- 
gemäß anzuwenden.“ 

5. § 10 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ohne Rücksicht auf den in 
Absatz 1 genannten Stichtag kann ein 
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Vertriebener Rechte und Vergünsti- 
gungen in Anspruch nehmen, wenn er 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) seinen ständigen 
Aufenthalt genommen hat 

1. als nach dem 31. Dezember 1952 
geborenes Kind eines zur Inanspruch- 
nahme von Rechten und Vergünsti- 
gungen berechtigten Vertriebenen 
oder 

2. spätestens sechs Monate nach dem 
Zeitpunkt, in dem er die zur Zeit 
unter fremder Verwaltung stehen- 
den deutschen Ostgebiete oder das 
Gebiet desjenigen Staates, aus dem 
er vertrieben oder ausgesiedelt wor- 
den ist, verlassen hat, wobei nicht 
mitgerechnet werden Zeiten, in 
denen ein Vertriebener nach Verlas- 
sen eines der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 be- 
zeichnten Staaten, aus dem er ver- 
trieben oder ausgesiedelt worden ist, 
in einem anderen der dort bezeich- 
nten Staaten sich aufgehalten hat, 
oder 

3. als Heimkehrer nach den Vorschrif- 
ten des Heimkehrergesetzes vom 
19. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 221) in seiner jeweils geltenden 
Fassung oder 

4. im Wege der Familienzusammenfüh- 
rung gemäß § 94 Abs. 2 Nr. 1 bis 
4, vorausgesetzt, daß er mit einem 
.Angehörigen zusammengeführt wird, 
der schon am 31. Dezember 1952 im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) seinen ständi- 
gen Aufenthalt hatte oder unter 
Nummer 2 oder 3 fällt, oder 

5. als Sowjetzonenflüchtling gemäß 
§ 3 oder 

6. nach Zuzug aus dem Ausland bis 
zum Inkrafttreten des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesvertriebenengesetzes, wenn 
die hierfür im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
bestehenden Vorschriften beachtet 
worden sind und der Aufenthalt im 
Ausland im Anschluß an die Ver- 
treibung genommen worden war.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Voraussetzung des Ab- 
satzes 1 gilt auch dann als erfüllt, 
wenn der Vertriebene 



1. am 31. Dezember 1952 seinen stän- 
digen Aufenthalt im Ausland hatte 
und 

2. nachweislich sich rechtzeitig vor die- 
sem Zeitpunkt bemüht hat, seinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) zu nehmen, an der tat- 
sächlichen Aufenthaltnahme aber da- 
durch gehindert war, daß ihm die 
zur Aus- oder Einreise erforder- 
lichen Urkunden nicht rechtzeitig 
ausgehändigt worden sind, und 

3. nach Aushändigung dieser Urkunden 
unverzüglich seinen ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
genommen hat.“ 

6. In § 11 Nr. 2 werden die Worte „nach der 
^ Vertreibung“ durch die Worte ersetzt „im 

Vertreibungsgebiet oder“. 

7. § 12 Abs. 1 Satz 1 wird durch die Worte 
^ ergänzt „und seine Rechtsstellung als 

Deutscher im Sinne von Artikel 116 des 

Grundgesetzes verliert“. 

8. § 13 wird wie folgt geändert: 

^ a) In Absatz 1 werden folgende Sätze 
angefügt: 

„Unberührt bleiben die Vorschriften 
des Ersten Abschnittes sowie der 
§§ 70 Abs. 1 bis 4, 71, 81 bis 90 und 
92 bis 97 dieses Gesetzes. Unberührt 
bleiben ferner die Vergünstigungen 
nach § 91, soweit es sich um die Rück- 
zahlung von Fürsorgeleistungen han- 
delt, die vor der Erteilung des Aus- 
schließungsvermerks empfangen wur- 
den. Unberührt bleiben auch steuer- 
rechtliche Vergünstigungen, die sich 
auf die Zeit vor der Erteilung des 
Ausschließungs Vermerks beziehen, so- 
weit nicht in anderen Vorschriften 
eine günstigere Regelung getroffen 
ist.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Über die Beendigung der In- 
anspruchnahme von Rechten und Ver- 
günstigungen gemäß Absatz 1 und 2 
entscheiden die zentralen Dienststellen 
der Länder (§21) oder die von ihnen 
bestimmten Behörden. Der Vertrie- 
bene oder Sowjetzonenflüchtling ist 


verpflichtet, diesen Dienststellen auf 
Verlangen die erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen und Unterlagen 
vorzulegen. Gelangt die zentrale 
Dienststelle oder die von ihr be- 
stimmte Behörde zu der Auffassung, 
daß die Beendigung der Gewährung 
von Rechten und Vergünstigungen 
nach diesem Gesetz geboten sei, so hat 
sie auf Antrag des Betroffenen vor 
der Entscheidung einen Ausschuß zu 
hören, der aus dem Behördenleiter 
oder einem Stellvertreter als Vorsit- 
zendem und zwei Beisitzern besteht; 
einer der Beisitzer ist auf Vorschlag 
der von der zentralen Dienststelle des 
Landes anerkannten Verbände der 
Vertriebenen oder Sowjetzonenflücht- 
linge zu berufen; hinsichtlich der Be- 
rufung und Amtsdauer der Beisitzer 
gilt § 25 sinngemäß. Die für die Ge- 
währung von Rechten und Vergün- 
stigungen zuständigen Stellen sind 
berechtigt, deren Beendigung zu be- 
antragen.“ 

9. § 15 wird wie folgt geändert: 

^ a) In Absatz 2 Nr. 3 wird nach dem 
Wort „Vertriebene“ das Wort „(Hei- 
matvertriebene)“ gestrichen. 

b) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Liegen bei einem Vertriebenen 
die Voraussetzungen des § 3 vor, so 
ist auf Antrag der Ausweis A oder B 
durch einen entsprechenden Vermerk 
zu kennzeichnen.“ 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Die Entscheidung über die Aus- 
stellung des Ausweises ist für alle Be- 
hörden und Stellen verbindlich, die 
für die Gewährung von Rechten oder 
Vergünstigungen als Vertriebener oder 
Sowjetzonenflüchtling nach diesem 
oder einem anderen Gesetz zuständig 
sind. Hält eine Behörde oder Stelle 
die Entscheidung der zuständigen Be- 
hörde über die Ausstellung des Aus- 
weises nicht für gerechtfertigt, so kann 
sie nur ihre Änderung oder Aufhebung 
durch die Ausstellungsbehörde bean- 
tragen. Wenn diese dem Antrag nicht 
entsprechen will, so entscheidet dar- 
über die gemäß § 21 errichtete zen- 
trale Dienststelle oder die von dieser 
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bestimmte Behörde des Landes, in wel- 
chem der Ausweis ausgestellt worden 
ist.“ 

10. § 16 wird wie folgt geändert: 

+ a) Die Überschrift wird ergänzt durch die 
Worte „und Verfahren“. 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Den Ausweis stellen auf An- 
trag die von den zentralen Dienst- 
stellen der Länder (§21) bestimmten 
Behörden aus. In den Fällen, in wel- 
chen ein Vertriebener oder Sowjet- 
zonenflüdhtling seinen Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Ausland hat, 
bestimmt die Regierung des Landes, in 
welchem die Bundesregierung ihren 
Sitz hat, die zuständige Behörde. So- 
lange sich ein Vertriebener oder So- 
wjetzonenflüchtling in einem Gast- 
oder Durchgangslager befindet, be- 
stimmt die Regierung des Landes, in 
welchem das Lager gelegen ist, die zu- 
ständige Behörde.“ 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die zuständige Behörde erhebt 
von Amts wegen die erforderlichen Be- 
weise. Wenn sie mit Rücksicht auf die 
Bedeutung einer Aussage eine eidliche 
Vernehmung für geboten erachtet, so 
ist das Amtsgericht um die eidliche 
Vernehmung zu ersuchen. Hierbei sind 
die Tatsachen und Vorgänge anzuge- 
ben, über welche die Vernehmung er- 
folgen soll. Die Vorschriften des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes und der Zi- 
vilprozeßordnung sind sinngemäß an- 
zuwenden. Das Amtsgericht entscheidet 
über die Rechtmäßigkeit der Verwei- 
gerung des Zeugnisses, des Gutachtens 
oder der Eidesleistung; die Entschei- 
dung kann nicht angefochten werden.“ 

11. § 17 erhält folgende Fassung: 

♦ 417 

Ablehnender Bescheid 

Wird die Ausstellung des Ausweises 
oder die Eintragung eines Vermerks ge- 
mäß § 15 Abs. 3 abgelehnt oder der Aus- 
weis gemäß § 15 Abs. 4 besonders ge- 
kennzeichnet, so ist dem Antragsteller 
ein schriftlicher, mit Gründen versehener 
Bescheid zu erteilen.“ 


12. In § 18 wird vor dem Wort „Vorausset- 

+ Zungen“ das Wort „tatsächlichen“ einge- 
fügt. 

13. § 20 erhält folgende Fassung: 

♦ 4 20 

Rechtsmittel 

Wird die Ausstellung des Ausweises 
oder die Eintragung eines Vermerks ge- 
mäß § 15 Abs. 3 abgelehnt, der Ausweis 
eingezogen oder für ungültig erklärt oder 
ein Vermerk gemäß § 15 Abs. 4 oder 
§ 19 eingetragen, so sind dagegen die 
Rechtsbehelfe und Rechtsmittel nach den 
in den Ländern geltenden Vorschriften 
zulässig.“ 

14. § 23 wird wie folgt geändert: 

^ a) In Absatz 1 wird das Wort „vierzehn“ 
durch das Wort „sechzehn“ ersetzt und 
anstelle des Wortes „und“ hinter den 
Worten „private Fürsorge“ ein Kom- 
ma gesetzt. Die Worte „je zwei Ver- 
tretern der Spitzenorganisationen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer“ wer- 
den ersetzt durch die Worte „zwei 
Vertretern der Spitzenorganisationen 
der Arbeitgeber und zwei Vertretern 
der Spitzenorganisationen der Arbeit- 
nehmer“. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für jedes Mitglied des Beirates 
kann ein Stellvertreter berufen wer- 
den.“ 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

15. In § 24 Satz 1 werden hinter den Wor- 

♦ ten „bei dem Bundesminister für Vertrie- 
bene“ die Worte eingefügt „und ihre 
Stellvertreter“. 

16. § 36 wird wie folgt geändert: 

♦ a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Der Erwerber oder Pächter darf 
nicht mit dem Veräußerer oder 
Verpächter in gerader Linie ver- 
wandt sein. Das gilt nicht, wenn 
der Veräußerer oder Verpächter 
nach dem Flüchtlingssiedlungsge- 
setz vom 10. August 1949 (WiG 
Bl. S. 231) oder nach den Vor- 
schriften dieses Titels in die Land- 
wirtschaft eingegliedert ist.“ 
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b) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. Der Pächter darf nicht der Ehe- 
gatte des Verpächters sein.“ 

17. In § 41 wird hinter den Worten „ge- 

^ währt werden“ das Semikolon und der 

anschließende letzte Halbsatz gestrichen. 

18. § 42 wird wie folgt geändert: 

^ a) In Satz 1 wird hinter den Worten „ge- 
währt werden“ das Komma und der 
anschließende letzte Halbsatz des 
Satzes 1 gestrichen. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Es können in besonderen Fällen an 
Stelle oder neben Darlehen auch Bei- 
hilfen gewährt werden.“ 

19. § 44 wird wie folgt geändert: 

+ a) In Absatz 1 werden die Worte „und 
der Betrieb, Betriebsteil . oder die 
Grundstücke die in § 36 Abs. 1 Nr. 3 
vorgeschriebene Wertgrenze nicht über- 
steigt“ gestrichen. 

b) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„1. Die Entstehung des Gesamthand- 
eigentums an einem Betrieb, Be- 
triebsteil oder Grundstück durch 
die Vereinbarung der Güterge- 
meinschaft (§§ 1415 ff. des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs) zu Gun- 
sten eines Ehegatten, der Vertrie- 
bener oder Sowjetzonenflüchtling 
ist,“. 

c) In Absatz 2 werden hinter den Wor- 
ten „Absatzes 1“ die Worte „Nr. 1“ 
und hinter den Worten „oder Beihil- 
fen“ die Worte „bis zu der in § 42 
vorgesehenen Höhe“ gestrichen. 

20. § 46 wird wie folgt geändert: 

♦ a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die für die Zwecke dieses Ti- 
tels erforderlichen Mittel einschließlich 
von Mitteln für die Vorbereitung, 
Durchführung und Sicherung der Ein- 
gliederung stellt der Bund zur Verfü- 
gung. Er stellt insbesondere zur Durch- 
führung eines von der Bundesregierung 
jährlich aufzustellenden Siedlungspro- 
gramms zusätzlich zu den von den 
Ländern aufzubringenden finanziellen 


Leistungen bis zu einer anderweitigen 
bundesgesetzlichen Regelung, soweit 
die haushaltsmäßige Deckung beschafft 
werden kann, bereit 

1. für die Neusiedlung jährlich 100 
Millionen Deutsche Mark, 

2. zur Förderung der in §§ 42, 44 und 
45 festgelegten Zwecke jährlich 100 
Millionen Deutsche Mark, 

3. für die Ansetzung auf Moor- und 
Ödland und Rodungsflächen die 
Mittel für die Beihilfen nach § 43.“ 

b) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 
„(2) Die Mittel, die auf Grund des 
Absatzes 1 bereitgestellt worden sind 
oder werden, fließen dem Zweckver- 
mögen bei der Deutschen Siedlungs- 
bank zu.“ 

Die bisherigen Absätze 2 bis 6 werden 
Absätze 3 bis 7. 

21. § 47 wird wie folgt geändert: 

♦ a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In den Fällen der §§42 bis 45 
und bei Anwendung des Absatzes 2 
werden auf dem Gebiete des Steuer- 
und Abgabenrechts Vergünstigungen 
nach §§ 48 bis 56 insoweit gewährt, 
als der Einheitswert des veräußerten 
oder verpachteten Betriebes, Betriebs- 
teils oder Grundstücks (§ 42) oder bei 
Zukauf oder Zupachtung der Einheits- 
wert des von dem Erwerber oder Päch- 
ter unter Einschluß der zugekauften 
oder zugepachteten Fläche insgesamt 
bewirtschafteten Betriebes 80 000 
Deutsche Mark nicht übersteigt. Diese 
Wertgrenze gilt nicht für die Veräuße- 
rung von Betrieben, Betriebsteilen oder 
Grundstücken im Rahmen eines or- 
dentlichen Siedlungsverfahrens und 
für den Fall des Absatzes 3.“ 

b) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Bei dem Erwerb des Gesamt- 
handeigentums nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 
werden die Vergünstigungen auf dem 
Gebiete des Steuer- und Abgabenrechts 
für den ganzen zu dem Gesamthand- 
eigentum gehörenden Betrieb, Betriebs- 
teil oder für das ganze zum Gesamt- 
handeigentum gehörige Grundstück ge- 
währt. Bei Erwerb des Miteigentums 
nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 werden die 
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Vergünstigungen auf dem Gebiete des 
Steuer- und Abgabenrechts gewährt 

1. für den ganzen Betrieb, an dem das 
Miteigentum zu Gunsten des Ver- 
triebenen oder Sowjetzonenflücht- 
lings begründet wird, wenn das 
Miteigentum mindestens zur Hälfte 
dem Vertriebenen oder Sowjetzo- 
nenflüchtlinig übertragen wird, 

2. nur für den übertragenen Miteigen- 
tumsanteil, wenn das Miteigentum 
mit weniger als zur Hälfte an den 
Vertriebenen oder Sowjetzonen- 
flüchtling übertragen wird.“ 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden 
Absätze 3 und 4. Der bisherige Absatz 
4 wird gestrichen. 

22. In § 48 werden hinter den Worten „so 
+ rechnen die“ die Worte eingefügt „wäh- 
rend der Bewirtschaftung durch den Er- 
werber oder Pächter, seine Familien- 
angehörigen oder Erben fälligen“. 

23. In § 49 Nr. 2 werden im letzten Satz 
+ die Worte „§47 Abs. 2“ durch die Worte 

„§ 47 Abs. 3“ ersetzt. 

24. In § 50 Abs. 1 werden im letzten Satz 
^ die Worte „Nr. 3“ und „des Erbfalles“ 

gestrichen, der Schlußpunkt durch ein 
Komma ersetzt und die Worte eingefügt 
„an dem die genannten Rechtsverhältnis- 
se oder Tatbestände zu Gunsten des Ver- 
triebenen oder Sowjetzonenflüchtlings 
begründet werden oder entstehen“. 

25. In § 51 Abs. 1 wird folgender Satz an- 
♦ gefügt: 

„Satz 3 gilt im Falle des § 44 Abs. 1 
Nr. 1 entsprechend, wenn die Ehe ge- 
schieden, aufgehoben oder für nichtig er- 
klärt worden ist; im Falle der Auflösung 
der Ehe durch Tod gilt Satz 3 mit der 
Maßgabe, daß die Vierteljahresbeträge 
erlassen werden, die innerhalb von zwölf 
Jahren nach der Entstehung des in § 44 
Abs. 1 Nr. 1 genannten Rechtsverhält- 
nisses fällig werden.“ 

26. In § 52 Abs. 3 wird hinter den Worten 
+ „verpachtet wird“ das Semikolon und 

der anschließende letzte Halbsatz gestri- 
chen. 


27. In § 54 Satz 3 werden die Worte „Nr. 

+ 3“ und „des Erbfalles“ gestrichen, der 

Schlußpunkt durch ein Komma ersetzt 
und die Worte „an dem die genannten 
Rechtsverhältnisse oder Tatbestände zu 
Gunsten des Vertriebenen oder Sowjet- 
zonenflüchtlings begründet werden oder 
entstehen; § 51 Abs. 1 Satz 4 ist ent- 
sprechend anzuwenden“ angefügt. 

Im letzten Satz wird nach den Worten 
„Satz 1 und Satz 2“ das Semikolon und 
der anschließende letzte Halbsatz gestri- 
chen. 

28. § 67 erhält folgende Fassung: 

♦ „§ 67 

Finanzierungsrichtlinien 

Die Richtlinien für die Gewährung 
von Darlehen und Beihilfen, für die Ver- 
wendung des Zweckvermögens (§ 46 Abs. 
2), für die Freistellung der Länder (§ 46 
Abs. 7) und für die Regelung der Ent- 
schädigung (§61 Abs. 3) erläßt der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten im Einvernehmen mit 
den Bundesministern der Finanzen und 
für Vertriebene.“ 

29. § 69 wird wie folgt geändert: 

+ a) In Absatz 1 werden im zweiten Halb- 
satz nach den Worten „in einem sol- 
chen“ die Worte „oder ähnlichen“ ein- 
gefügt. 

Der letzte Satz wird gestrichen. 

b) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Die bevorzugte Berücksichti- 
gung gilt bei der Zulassung oder Er- 
laubnis für mehrere Berufe oder Ge- 
werbezweige für jede früher ausgeübte 
Tätigkeit, bei mehreren gleichartigen 
Zulassungen oder Genehmigungen für 
einen angemessenen Teil derselben.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; 
er erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden 
auch Anwendung auf Personen, bei de- 
nen eine Vereidigung in Verbindung 
mit einer Bedürfnisprüfung die Vor- 
aussetzung für die Berufsausübung bil- 
det.“ 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4; 
er erhält folgende Fassung: 

„(4) Vorschriften, in denen für die 
Zulassung zu einem Gewerbe Höchst- 
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zahlen festgesetzt werden, die unter 
der Zahl der bisherigen Zulassungen 
liegen, finden auf Vertriebene und So- 
wjetzonenflüchtlinge, bei denen die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 vor- 
liegen, keine Anwendung. “ 

e) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Diese Bestimmungen finden 
keine Anwendung, wenn und solange 
der Anteil der Vertriebenen und So- 
wjetzonenflüchtlinge in dem Beruf 
oder Gewerbe dem Verhältnis ent- 
spricht, in dem die Zahl der Vertrie- 
benen und Sowjetzonenflüchtlinge zur 
Gesamtzahl der Bevölkerung des Lan- 
des steht.“ 

30. § 70 erhält folgende Fassung: 

♦ 4 70 

Zulassung zur Kassenpraxis 

(1) Vertriebene und Sowjetzonenflücht- 
linge, die vor dem 4. September 1939 als 
Ärzte, Zahnärzte oder Dentisten zur 
Kassenpraxis zugelassen waren oder de- 
nen in der Zeit vom 4. September 1939 
bis zum 8. Mai 1945 die Teilnahme an 
der Kassenpraxis als Arzt, Zahnarzt oder 
Dentist gestattet war und die bis zum 31. 
Dezember 1952 ihren ständigen Aufent- 
halt im Geltungsbereich des Grundgeset- 
zes oder in Berlin (West) genommen ha- 
ben, gelten weiterhin als zur Kassenpra- 
xis zugelassen. Sie haben sich innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bei dem für 
den Ort ihres ständigen Aufenthalts zu- 
ständigen Zulassungsausschuß zwecks 
Wiederaufnahme der Kassenpraxis zu 
melden. 

(2) Der Zulassungsausschuß hat Ärz- 
ten, Zahnärzten und Dentisten, die sich 
gemäß Absatz 1 gemeldet haben, unver- 
züglich einen Tätigkeitsbereich ohne 
Rücksicht auf die Zahl der im Zulas- 
sungsbezirk bereits Zugelassenen und oh- 
ne Anrechnung auf die Verhältniszahl zu- 
zuweisen. 

(3) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 fin- 
den auch Anwendung auf Vertriebene 
und Sowjetzonenflüchtlinge, die vor der 
Vertreibung oder Flucht zur Ausübung 
eines Berufes als Arzt, Zahnarzt oder 
Dentist befugt waren und nach bundes- 
oder landesrechtlichen Vorschriften um- 
gesiedelt wurden oder werden, wenn sie 
am bisherigen Aufenthaltsort zur Kas- 


senpraxis zugelassen waren oder wenn 
ihnen die Teilnahme an der Kassenpra- 
xis als Arzt, Zahnarzt oder Dentist ge- 
stattet war, mit der Maßgabe, daß die 
Meldefrist für nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Umgesiedelte mit der Aufent- 
haltnahme im neuen Zulassungsbezirk 
beginnt. 

(4) Gegen die Entscheidung des Zulas- 
sungsausschusses gemäß Absätzen 1 bis 3 
kann der Antragsteller von den für das 
Zulassungsverfahren vorgesehenen Rechts- 
mitteln Gebrauch machen. 

(5) Im übrigen sind Vertriebene und 
Sowjetzonenflüchtlinge, die vor der Ver- 
treibung zur Ausübung eines Berufes als 
Arzt, Zahnarzt oder Dentist befugt wa- 
ren, bei sonst gleichen Bedingungen be- 
vorzugt zuzulassen. Das gilt nicht, wenn 
und solange der Anteil der Vertriebenen 
und Sowjetzonenflüchtlinge in diesen Be- 
rufen dem Verhältnis entspricht, in dem 
die Zahl der Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlinge zur Gesamtzahl der Be- 
völkerung des Landes steht.“ 

31. In § 72 Abs. 3 erhält Satz 1 folgende 

+ Fassung: 

„Die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend für Unternehmen, an denen Ver- 
triebene oder Sowjetzonenflüchtlinge mit 
mindestens der Hälfte des Kapitals be- 
teiligt sind, sofern diese Beteiligung und 
eine Mitwirkung an der Geschäftsfüh- 
rung für mindestens sechs Jahre sicher- 
gestellt sind." 

32. In § 73 Abs. 1 werden die Worte „Ge- 

♦ setzes zur Änderung und Ergänzung des 
Einkommensteuergesetzes vom 19. Mai 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 222)" gestri- 
chen und dafür die Worte eingefügt 
„Einkommensteuergesetzes in seiner je- 
weils geltenden Fassung“. 

33. § 74 wird wie folgt geändert: 

♦ a) In der Überschrift und im Absatz 1 

Satz 1 werden die Worte „öffentlichen 
Aufträgen“ durch die Worte ersetzt 
„Aufträgen durch die öffentliche 
Hand“. 

b) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Entsprechendes gilt für Unternehmen, 
an denen Vertriebene oder Sowjetzo- 
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nenflüchtlinge mit mindestens der 
Hälfte des Kapitals beteiligt sind, so- 
fern diese Beteiligung und eine Mit- 
wirkung an der Geschäftsführung für 
mindestens sechs Jahre sichergestellt 
sind.“ 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
„(3) Bei der Vergabe von Aufträgen 
an Optiker, Orthopäden und Banda- 
gisten durch die Träger der sozialen 
Krankenversicherung sind Vertriebene 
und Sowjetzonenflüchtlinge bei sonst 
gleichen Bedingungen in angemessenem 
Umfange zu berücksichtigen.“ 

34. § 75 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei Maßnahmen, die die Erzeu- 
gung oder die Zu- und Verteilung von 
Gütern, Leistungen und Zahlungsmit- 
teln für gewerbliche Zwecke kontingen- 
tieren oder in anderer Weise beschrän- 
ken, haben die zuständigen Behörden 
und Organisationen der Wirtschaft die 
Betriebe der Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlinge unter Berücksichtigung 
ihrer besonderen Lage angemessen zu 
beteiligen. Entsprechendes gilt für Un- 
ternehmen, an denen Vertriebene oder 
Sowjetzonenflüchtlinge mit mindestens 
der Hälfte des Kapitals beteiligt sind, 
sofern diese Beteiligung und eine Mit- 
wirkung an der Geschäftsführung für 
mindestens sechs Jahre sichergestellt 
sind.“ 

b) Im Absatz 2 wird die Jahreszahl 
„1957“ durch die Jahreszahl „1960“ 
ersetzt. 

c) Im Absatz 3 Satz 1 werden hinter den 
Worten „oder Pächter“ die Worte ein- 
gefügt „oder in einem sonstigen Nut- 
zungsrechtsverhältnis“. 

35. § 79 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fas- 

♦ sung: 

„2. an denen Vertriebene oder Sowjet- 
zonenflüchtlinge mit mindestens der 
Hälfte des Kapitals beteiligt sind, 
sofern diese Beteiligung und eine 
Mitwirkung an der Geschäftsfüh- 
rung für mindestens sechs Jahre si- 
chergestellt sind, oder“. 

36. In § 80 Abs. 3 wird der Text in der 

+ Klammer hinter dem Wort „Wohnungs- 
bau“ wie folgt gefaßt: 


„§§ 29 ff. des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes vom 27. Juni 1956 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 523 — “. 

37. In § 82 wird folgender Satz 2 angefügt: 

^ „Dies gilt auch für Vertriebene, die nach 

der Bestimmung des § 10 Rechte und 
Vergünstigungen nicht in Anspruch neh- 
men können.“ 

38. In § 88 Abs. 1 werden hinter den Wor- 

+ ten „verloren haben“ die Worte „oder 

darüber nicht verfügen können“ einge- 
fügt. 

39. § 93 wird wie folgt geändert: 

^ a) In Absatz 1 werden nach den Worten 
„Berufes notwendigen“ die Worte ein- 
gefügt „oder für den Nachweis ihrer 
Befähigung zweckdienlichen“. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Voraussetzung für die Ausstel- 
lung der Bescheinigung gemäß Absatz 
1 ist die glaubhafte Bestätigung 

1. durch schriftliche, an Eides Statt ab- 
zugebende Erklärung einer Person, 
die auf Grund ihrer früheren dienst- 
lichen Stellung im Bezirk des An- 
tragstellers von der Ablegung der 
Prüfung oder dem Erwerb des Be- 
fähigungsnachweises Kenntnis hat, 
oder 

2. durch schriftliche, an Eides Statt ab- 
zugebende Erklärungen von zwei Per- 
sonen, die von der Ablegung der 
Prüfung oder dem Erwerb des Be- 
fähigungsnachweises eigene Kennt- 
nis haben.“ 

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Zuständig für die Entgegen- 
nahme von Erklärungen an Eides Statt 
gemäß Absatz 2 sind die für die Aus- 
stellung der Bescheinigungen gemäß 
Absatz 1 zuständigen und die von den 
Ländern hierzu bestimmten Behörden 
und Stellen.“ 

40. § 94 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

+ a) Die Nummer 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„3. von hilfsbedürftigen Eltern zu Kin- 
dern; dabei sind im Verhältnis zwi- 
schen Eltern und Kindern auch 
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Schwiegerkinder zu berücksichti- 
gen, wenn das einzige oder letzte 
Kind verstorben oder verschollen 
ist,“. 

b) Die Nummer 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„4. von volljährigen hilfsbedürftigen 
Kindern zu den Eltern oder voll- 
jährigen Kindern zu hilfsbedürfti- 
gen Eltern,“. 

c) Folgende neue Nummern werden an- 
gefügt: 

„7. von volljährigen, in Ausbildung 
stehenden Kindern zu den Eltern, 

8. von Eltern zu Kindern oder, wenn 
Enkel vorhanden sind, zu Schwie- 
gerkindern, 

9. von Geschwistern zueinander, wenn 
ein Teil hilfsbedürftig ist, 

10. von Schwiegerkindern zu hilfsbe- 
dürftigen Schwiegereltern.“ 

41. § 96 erhält folgende Fassung: 

♦ 4 96 

Pflege des Kulturgutes der Vertriebenen 
und Flüchtlinge und Förderung der 
wi s s enschaif tliche n For s chung 
Bund und Länder haben entsprechend 
ihrer durch das Grundgesetz gegebenen 
Zuständigkeit das Kulturgut der Ver- 
treibungsgebiete in dem Bewußtsein der 
Vertriebenen und Flüchtlinge, des gesam- 
ten deutsdien Volkes und des Auslandes 
zu erhalten, Archive, Museen und Biblio- 
theken zu sichern, zu ergänzen und aus- 
zuwerten, sowie Einrichtungen des Kunst- 
schaffens und der Ausbildung sicherzu- 
stellen und zu fördern. Sie haben Wis- 
senschaft und Forschung bei der Erfül- 
lung der Aufgaben, die sich aus der Ver- 
treibung und der Eingliederung der Ver- 
triebenen und Flüchtlinge ergeben, sowie 
die Weiterentwicklung der Kulturleistun- 
gen der Vertriebenen und Flüchtlinge zu 
fördern. Die Bundesregierung berichtet 
jährlich dem Bundestag über das von ihr 
Veranlaß te.“ 

42. In § 100 Nr. 1 erhält § 11 des Lasten- 

+ ausgleichsgesetzes folgende Fassung: 

4 11 

Vertriebener 

(1) Vertriebener ist, wer als deutscher 
Staatsangehöriger oder deutscher Volks- 
zugehöriger seinen Wohnsitz in den zur 
Zeit unter fremder Verwaltung stehen- 


den deutschen Ostgebieten oder in den 
Gebieten außerhalb der Grenzen des 
Deutschen Reiches nach dem Gebiets- 
stande vom 31. Dezember 1937 hatte 
und diesen im Zusammenhang mit den 
Ereignissen des zweiten Weltkrieges in- 
folge Vertreibung, insbesondere durch 
Ausweisung oder Flucht, verloren hat. 
Bei mehrfachem Wohnsitz muß derjenige 
Wohnsitz verloren gegangen sein, der 
für die persönlichen Lebensverhältnisse 
des Betroffenen bestimmend war. Als 
bestimmender Wohnsitz im Sinne von 
Satz 2 ist insbesondere der Wohnsitz an- 
zusehen, an welchem die Familienange- 
hörigen gewohnt haben. 

(2) Vertriebener ist auch, wer als deut- 
scher Staatsangehöriger oder deutscher 
Volkszugehöriger 

1. nach dem 30. Januar 1933 die in Ab- 
satz 1 genannten Gebiete verlassen und 
seinen Wohnsitz außerhalb des Deut- 
schen Reiches genommen hat, weil aus 
Gründen politischer Gegnerschaft ge- 
gen den Nationalsozialismus oder aus 
Gründen der Rasse, des Glaubens oder 
der Weltanschauung nationalsozialisti- 
sche Gewaltmaßnahmen gegen ihn ver- 
übt worden sind oder ihm drohten, 

2. auf Grund der während des zweiten 
Weltkrieges geschlossenen zwischen- 
staatlichen Verträge aus außerdeutschen 
Gebieten oder während des gleichen 
Zeitraumes auf Grund von Maßnah- 
men deutscher Dienststellen aus den 
von der deutschen Wehrmacht besetz- 
ten Gebieten umgesiedelt worden ist 
(Umsiedler), 

3. nach Abschluß der allgemeinen Ver- 
treibungsmaßnahmen die zur Zeit un- 
ter fremder Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebiete, Danzig, Estland, 
Lettland, Litauen, die Sowjetunion, 
Polen, die Tschechoslowakei, Ungarn, 
Rumänien, Bulgarien, Jugoslawien, 
Albanien oder China verlassen hat 
oder verläßt, es sei denn, daß er erst 
nach dem 8. Mai 1945 einen Wohnsitz 
in diesen Gebieten begründet hat (Aus- 
siedler), 

4. ohne einen Wohnsitz gehabt zu haben, 
sein Gewerbe oder seinen Beruf stän- 
dig in den in Absatz 1 genannten Ge- 
bieten ausgeübt hat und diese Tätig- 
keit infolge Vertreibung aufgeben 
mußte, 
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5. seinen Wohnsitz in den in Absatz 1 
genannten Gebieten gemäß § 10 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Ehe- 
schließung verloren, aber seinen stän- 
digen Aufenthalt dort beibehalten hat- 
te und diesen infolge Vertreibung auf- 
geben mußte, 

6. in den in Absatz 1 genannten Gebieten 
als Kind einer unter Nummer 5 fal- 
lenden Ehefrau gemäß § 11 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs keinen Wohn- 
sitz, aber einen ständigen Aufenthalt 
hatte und diesen infolge Vertreibung 
auf geben mußte. 

(3) Als Vertriebener gilt auch, wer, 
ohne selbst deutscher Staatsangehöriger 
oder deutscher Volkszugehöriger zu sein, 
als Ehegatte eines Vertriebenen seinen 
Wohnsitz oder in den Fällen des Absat- 
zes 2 Nr. 5 als Ehegatte eines deutschen 
Staatsangehörigen oder deutschen Volks- 
zugehörigen den ständigen Aufenthalt in 
den in Absatz 1 genannten Gebieten ver- 
loren hat. 

(4) Wer infolge von Kriegseinwirkun- 
gen Aufenthalt in den in Absatz 1 ge- 
nannten Gebieten genommen hat, ist je- 
doch nur dann Vertriebener, wenn aus 
den Umständen hervorgeht, daß er sich 
auch nach dem Kriege in diesen Gebieten 
ständig niederlassen wollte.“ 

43. In § 101 Nr. 1 erhält § 1 Abs. 2 des 
+ Notaufnahmegesetzes folgende Fassung: 

„(2) Diese besondere Erlaubnis darf 
Personen nicht verweigert werden, die 
aus den in Absatz 1 genannten Gebieten 
flüchten mußten, um sich einer von ihnen 
nicht zu vertretenden und durch die 
politischen Verhältnisse bedingten beson- 
deren Zwangslage zu entziehen, und 
dort nicht durch ihr Verhalten gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben. Eine 
besondere Zwangslage ist vor allem dann 
gegeben, wenn eine unmittelbare Gefahr 
für Leib und Leben oder die persönliche 
Freiheit Vorgelegen hat. Eine besondere 
Zwangslage ist auch bei einem schweren 
Gewissenskonflikt gegeben. Wirtschaft- 
liche Gründe allein begründen keinen 
Rechtsanspruch auf Erteilung der beson- 
deren Erlaubnis nach Absatz L“ 

44. In § 104 Abs. 2 werden hinter dem Wort 
♦ „vorbehaltlich“ die Worte eingefügt „des 

§ 15 Abs. 5 und“. 


45. § 105 erhält folgenden Absatz 2: 

♦ „(2) Für die Einziehung oder Ungül- 

tigkeitserklärung der in Absatz 1 genann- 
ten Länderausweise gilt § 18 entspre- 
chend.“ 

Der bisherige Text wird Absatz 1. 
Artikel II 

(1) Soweit Vertriebene und Sowjetzonen- 
flüchtlinge erst durch die Neufassung des § 70 
Abs. 1 weiterhin als zur Kassenpraxis zuge- 
lassen gelten, beginnt die in dieser Bestim- 
mung gesetzte Meldefrist von drei Monaten 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Der ständige Aufenthalt im Saarland 
ist auch dann als Aufenthalt im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes im Sinne des § 10 
anzusehen, wenn er vor dem 1. Januar 1957 
begründet wurde. 

(3) Rechte und Vergünstigungen können 
gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 6 auch bei Zuzug 
nach dem dort bestimmten Zeitpunkt dann in 
Anspruch genommen werden, wenn bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Einbürge- 
rungsantrag auf Grund des § 9 des Gesetzes 
zur Regelung von Fragen der Staatsangehö- 
rigkeit vom 22. Februar 1955 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 65) gestellt worden ist, die Einbür- 
gerung daraufhin erfolgt und der Vertriebene 
unverzüglich seinen ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) nimmt. 

Artikel III 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Bundesvertriebenengesetzes 
in der neuen Fassung bekanntzumachen, die 
sich aus den Änderungen und Ergänzungen in 
Artikel I und im Ersten Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesvertriebenengeset- 
zes vom 3. August 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 231) ergibt. 

Artikel IV 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der 
§§12 Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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